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Am 12.1.2023 trat die Verordnung über Subventionen aus Drittstaaten in Kraft (vgl. die PM der EU-Kommission – Vertretung

in Deutschland – vom gleichen Tag). Diese neuen Vorschriften gegen Wettbewerbsverfälschungen erlauben es der EU, offen

für Handel und Investitionen zu bleiben und dabei gleiche Wettbewerbsbedingungen für alle im Binnenmarkt tätigen Unter-

nehmen zu gewährleisten. Die neuen Vorschriften ermächtigen die Kommission, finanzielle Zuwendungen zu prüfen, die in

der EU wirtschaftlich tätige Unternehmen von Nicht-EU-Staaten erhalten, und gegen dadurch entstehende Wettbewerbsver-

fälschungen vorzugehen. Dazu Valdis Dombrovskis, Exekutiv-Vizepräsident für Wirtschaft: „In unserem zunehmend unsiche-

ren globalen wirtschaftlichen Umfeld stehen wir immer häufiger Akteuren gegenüber, deren Handeln unfair ist beziehungs-

weise den Binnenmarkt verzerrt. Wir müssen besser gewappnet sein und dem etwas entgegensetzen können.“ Nachdem

die Verordnung nun in Kraft getreten sei, beginne ihre entscheidende Umsetzungsphase. Sie werde sodann ab dem

12.7.2023 angewendet. Ab diesem Datum sei die Kommission befugt, von Amts wegen Prüfungen einzuleiten. Die Kommis-

sion werde in den kommenden Wochen einen Entwurf einer Durchführungsverordnung vorlegen, in der die anzuwendenden

Vorschriften und Verfahren erläutert werden. Das beinhalte Anmeldeformulare für Zusammenschlüsse und öffentliche Verga-

beverfahren, Vorgaben zur Berechnung von Fristen, für die Akteneinsicht und für die Vertraulichkeit von Informationen. Die

Interessenträger haben dann vier Wochen Zeit, um Anmerkungen zu diesen Durchführungsvorschriften im Entwurf zu über-

mitteln, bevor sie Mitte 2023 endgültig verabschiedet werden. Lesen Sie hierzu ganz aktuell auch den Beitrag von Rump/

Noßke, Die neue EU-Drittstaatensubventionsverordnung – Eine neue Säule in der Wettbewerbspraxis, BB 2023, 131ff., in

diesem Heft.

Uta Wichering,

Ressortleiterin
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Entscheidungen
EuGH: Eine Klausel eines zwischen Rechtsan-

walt und Verbraucher geschlossenen Vertrags

über die Erbringung von Rechtsdienstleistun-

gen, nach der sich die Vergütung Letzterer

nach dem Zeitaufwand richtet, genügt ohne

weitere Angaben nicht dem Erfordernis der

Klarheit undVerständlichkeit

1. Art. 4 Abs. 2 der Richtlinie 93/13/EWG des Ra-

tes vom 5. April 1993 über missbräuchliche Klau-

seln in Verbraucherverträgen in der durch die

Richtlinie 2011/83/EU des Europäischen Parla-

ments und des Rates vom 25. Oktober 2011 ge-

änderten Fassung ist wie folgt auszulegen: Eine

Klausel eines zwischen einem Rechtsanwalt und

einem Verbraucher geschlossenen Vertrags über

die Erbringung von Rechtsdienstleistungen,

nach der sich die Vergütung Letzterer nach dem

Zeitaufwand richtet, fällt unter diese Bestim-

mung.

2. Art. 4 Abs. 2 der Richtlinie 93/13 in der

durch die Richtlinie 2011/83 geänderten Fas-

sung ist wie folgt auszulegen: Eine Klausel ei-

nes zwischen einem Rechtsanwalt und einem

Verbraucher geschlossenen Vertrags über die

Erbringung von Rechtsdienstleistungen, nach

der sich die Vergütung Letzterer nach dem

Zeitaufwand richtet, genügt nicht dem Erfor-

dernis gemäß dieser Bestimmung, dass die

Klausel klar und verständlich abgefasst sein

muss, wenn dem Verbraucher vor Vertragsab-

schluss nicht die Informationen erteilt worden

sind, die ihn in die Lage versetzt hätten, seine

Entscheidung mit Bedacht und in voller Kennt-

nis der wirtschaftlichen Folgen des Vertragsab-

schlusses zu treffen.

3. Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie 93/13 in der durch

die Richtlinie 2011/83 geänderten Fassung ist

wie folgt auszulegen: Eine Klausel eines zwi-

schen einem Rechtsanwalt und einem Verbrau-

cher geschlossenen Vertrags über die Erbrin-

gung von Rechtsdienstleistungen, nach der sich

die Vergütung Letzterer nach dem Zeitaufwand

richtet und die daher den Hauptgegenstand des

Vertrags betrifft, ist nicht bereits deshalb, weil

sie dem Transparenzerfordernis gemäß Art. 4

Abs. 2 der Richtlinie in der geänderten Fassung

nicht entspricht, als missbräuchlich anzusehen,

es sei denn, der Mitgliedstaat, dessen innerstaat-

liches Recht auf den betreffenden Vertrag an-

wendbar ist, hat dies gemäß Art. 8 der Richtlinie

in der geänderten Fassung ausdrücklich vorge-

sehen.

4. Art. 6 Abs. 1 und Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie

93/13 in der durch die Richtlinie 2011/83 geän-

derten Fassung sind wie folgt auszulegen: In Fäl-

len, in denen ein zwischen einem Rechtsanwalt

und einem Verbraucher geschlossener Vertrag

über die Erbringung von Rechtsdienstleistungen

nach der Aufhebung einer für missbräuchlich er-

klärten Klausel, nach der sich die Vergütung für

die betreffenden Dienstleistungen nach dem

Zeitaufwand richtet, nicht fortbestehen kann

und in denen die Dienstleistungen bereits er-

bracht sind, stehen nicht dem entgegen, dass

das nationale Gericht, auch dann, wenn dies da-

zu führt, dass der Gewerbetreibende für seine

Dienstleistungen überhaupt keine Vergütung er-

hält, die Lage wiederherstellt, in der sich der Ver-

braucher ohne die Klausel befunden hätte. Hätte

die Nichtigerklärung des Vertrags insgesamt für

den Verbraucher besonders nachteilige Folgen –

was das vorlegende Gericht zu prüfen haben

wird –, stehen die genannten Vorschriften nicht

dem entgegen, dass das nationale Gericht der

Nichtigkeit der Klausel abhilft, indem es sie

durch eine dispositive oder im Fall einer entspre-

chenden Vereinbarung der Vertragsparteien an-

wendbare Vorschrift des innerstaatlichen Rechts

ersetzt. Hingegen stehen die genannten Vor-

schriften dem entgegen, dass das nationale Ge-

richt die für nichtig erklärte missbräuchliche

Klausel ersetzt, indem es selbst bestimmt, wel-

che Vergütung für die betreffenden Dienstleis-

tungen angemessen ist.

EuGH, Urteil vom 12.1.2023 – C-395/21
(Tenor)
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EuGH: Die in der DSGVO vorgesehenen ver-

waltungs- und zivilrechtlichen Rechtsbehel-

fe können nebeneinander und unabhängig

voneinander eingelegt werden

Art. 77 Abs. 1, Art. 78 Abs. 1 und Art. 79 Abs. 1

der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen

Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum

Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung

personenbezogener Daten, zum freien Datenver-

kehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG

(Datenschutz-Grundverordnung) in Verbindung

mit Art. 47 der Charta der Grundrechte der Euro-

päischen Union sind dahin auszulegen, dass sie es

erlauben, die in Art. 77 Abs. 1 und Art. 78 Abs. 1

einerseits und inArt. 79Abs. 1 andererseits vorge-

sehenenRechtsbehelfe nebeneinanderundunab-

hängig voneinander auszuüben. Es obliegt den

Mitgliedstaaten, im Einklang mit dem Grundsatz

der Verfahrensautonomie die Modalitäten des Zu-
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